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S O R R Y

Anders als im „Sorry“ vom 25.1.
(S.32) behauptet, leistete sich der
damalige Ministerpräsident und
Kanzlerkandidat Laschet seinen
Lach-Fauxpas nicht im Ahrtal
(Rheinland-Pfalz), sondern in Erft-
stadt (NRW).

Und es ward
dunkel
Zu: „Ratzinger ringt sich zu Entschul-
digung durch“, FR-Politik vom 25.1.

Als ein wahrer Nachfolger Petri
erweist sich Benedict XIV. Laut
Bericht der FR hat er drei Mal
geleugnet, bei der Entscheidung
über den straffälligen Priester
dabei gewesen zu sein. Das Pro-
tokoll dokumentiert seine An-
wesenheit. Drei Mal hat nach
dem Evangelium des Matthäus
Petrus im Hof des Hohepriesters
geleugnet, bei Jesus gewesen zu
sein. „Ich kenne den Menschen
nicht“. Nach dem dritten Mal
„krähte der Gänswein“: Das sind
alles redaktionelle Fehler. Und es
ward dunkel in der Kirche.

Dieter Reitz, Mainz

Diskussion: frblog.de/benedikt-2

Nato-Osterweiterung schafft nur Probleme
Ukraine-Konflikt: „Kanzler als unsicherer Kantonist“ und „Christliche Seefahrt“, FR-Politik v. 25.1. u. FR-Meinung v. 25.1.

Scholz sollte nicht

auf die Falken reinfallen

Die zugespitzte Situation im
Donbass bzw. der Ukraine erin-
nert an die Lage vor dem Koso-
vokrieg 1999 und dem zweiten
Golfkrieg 2003. Jeweils im Vor-
jahr gab es neue sozialdemokra-
tisch geführte Bundesregierun-
gen unter Kanzler Schröder.

Den Kosovokrieg kennzeich-
nete Schröder im Nachhinein als
völkerrechtswidrig. Beim zwei-
ten Golfkrieg sagte der damalige
Kanzler bereits im Vorfeld, dass
die Bundesrepublik für solche
Abenteuer nicht zur Verfügung
stehen würde. Hatte sich die
Bundesregierung 1998 noch von
den Amerikanern zu dem ein
Jahr später startenden Waffen-
gang überrumpeln lassen, d.h.
am bereits in Washington be-
schlossenen Krieg teilzuneh-
men, so gelang das den USA im
Jahr 2002/2003 nicht mehr.

In der Ukraine, in den USA
(auch in Deutschland) und auch
andernorts gibt es Menschen,
die den Konflikt im Donbass
gerne anspitzen würden, um am
Minsker Abkommen vorbei in
der Ukraine Fakten zu schaffen.
Krieg mit Russland in der Ukrai-
ne hieße dann: kein Gas durch
Nordstream II, Abbruch der di-
plomatischen Beziehungen mit
Russland, und genau das ist es,
was jene Falken haben wollen.
Die Bundesregierung wäre gut
beraten, nicht wieder darauf he-
reinzufallen. Waffenexporte in
das Spannungsgebiet Ukraine
sind nach deutscher Gesetzge-
bung übrigens illegal.

Burkhard Nobbe, Mannheim

Waffenlieferungen würden

die Eskalation anheizen

Karl Doemens Beitrag lässt bei
mir als Leserin den Ärger wach-
sen! Ich kann nur hoffen, dass
sich hierzulande kein:e Politi-
ker:in noch mehr als bisher von
der zunehmenden Hysterie an-
stecken lässt. Es gibt sehr gute
Gründe, keine Waffen in die
Ukraine zu schicken: Nicht nur,
dass russische Menschen bereits
einmal millionenfach von deut-
schen Waffen massakriert wur-
den, sondern auch, dass Waffen
zur weiteren Eskalation beitra-
gen und dennoch der enormen

Übermacht russischer Waffen,
nichts entgegenzusetzen haben.
Die Sanktionen können die
Amerikaner gut planen und of-
fenbar möglicherweise auch see-
lenruhig gegen ihre angeblichen
Verbündeten richten – die Fol-
gen treffen ja eher Europa. Und
bei Nord Stream 2 gibt es deut-
lich auch sehr eigene Motive,
dieses Projekt wegzukicken!

Erstaunlich übrigens, dass es
offenbar schon wieder so viel
Hochmut zu geben scheint jen-
seits des Atlantiks nach den De-
bakeln der letzten Zeit! Insge-
samt scheint mir, dass sich die
Nato mit ihrer massiven damali-
gen Unterstützung des westori-
entierten Umsturzes in der
Ukraine – ein vorläufig letzter
Coup im Zuge der Nato-Oster-
weiterung – ein sehr hässliches
Dauerproblem selbstverschuldet
ans Bein gebunden hat.

Barbara Erben-Wunder, Hamburg

In einer Sphäre

gegenseitigen Misstrauens

Vizeadmiral Kay-Achim Schön-
bach hatte in einer Expertenrun-
de seine Einschätzung vorgetra-
gen, dass man sich bei der Lö-
sung des Ukraine-Konflikts von
Illusionen verabschieden müsse.
Tatsache sei, dass die Krim de
facto wieder russisches Staatsge-
biet sei – so wie seit der Grün-
dung der Sowjetunion bis 1954.
Erst Chruschtschow gliederte sie
damals der Sowjetrepublik
Ukraine an; nach der Auflösung
der UdSSR verblieb sie als auto-
nome Republik im ukrainischen
Staatsgebiet. 2014 erfolgte die
Annektierung durch Russland.
Es ist nicht davon auszugehen,
dass Putin dies korrigieren wird.
Vermutlich findet er dafür den
Beifall der Bevölkerungsmehr-
heit. Die Krim, so wie sie ist,
muss in jede realpolitische
Überlegung einbezogen werden.
Es war gut, dass der Marinein-
spekteur das erkannt und auch
deutlich gesagt hat.

Ebenso zeugt es von politi-
schem Verantwortungsbewusst-
sein, dass der Offizier die Sicher-
heitsinteressen Russlands genau-
so ernst nimmt wie die der
Ukraine, Polens und der balti-
schen Staaten, nicht zuletzt auch
die Deutschlands. Sicherheit sei
ohne Deeskalieren nicht möglich.

Selbst wenn es schwerfällt, dem
autoritär regierenden, Menschen-
rechte verachtenden Putin beizu-
pflichten: Sein Anspruch auf Res-
pekt gegenüber Russland ist legi-
tim. Zugegeben, ich kann mir an-
dere Formen des Protests gegen
den Westen vorstellen als das Sä-
belrasseln an der ukrainischen
Grenze. Doch vermutlich sind al-
le, die heute in den ehemaligen
Sowjetrepubliken den Ton ange-
ben, in einer Sphäre des Miss-
trauens aufgewachsen und haben
dies verinnerlicht. Eine Ausnah-
me bildet lediglich die Regierung
des katholisch-nationalistischen
Polens, die den katholischen Ab-
solutismus adaptiert, was aber
moralisch keine Verbesserung ist.

Der Ex-Generalinspekteur der
Bundeswehr, Harald Kujat, kriti-
sierte den Umgang der Bundesre-
gierung mit Schönbach und sag-
te, er hätte versucht, seine Entlas-
sung zu verhindern. Das sind kla-
re Worte und eine Aufforderung
zum eindeutigen Handeln. Doch
diese Regierung versucht, sämtli-
chen Problemen auszuweichen,
was dazu führt, dass sie zusätzli-
che Verwicklungen schafft. Will
sie tatsächlich die Bundeswehr in
einen Auslandseinsatz schicken,
der noch widersinniger wäre als
alle bisherigen?

Klaus Philipp Mertens, Frankfurt

Wenig ausgeprägtes

Urteilsvermögen

Nach der politischen Meisterleis-
tung eines leitenden Bundes-
wehroffiziers. Schönbach, wird
mir langsam klar, warum der
Einsatz der Bundeswehr in Af-
ghanistan so erfolgreich war, wie
er war. Auch in Mali präsentiert
sich der Erfolg einer Ausbil-
dungsunterstützung durch die
Bundeswehr mit fragwürdigem
Ergebnis: einem Militärputsch!
Jetzt dürfen Bundeswehrsolda-
ten für Putschisten kämpfen!

Ich glaube, es wird Zeit, dass
sich unser Bundestag mit dem
politischen Bewusstsein und
dem Ausbildungsstand der Bun-
deswehrführung beschäftigt!
Das politische Urteilsvermögen
eines leitenden Offiziers sollte
ausgeprägter sein, als es sich im
Redebeitrag von Schönbach
zeigt. Carsten Dietrich Brink, Gauting

Diskussion: frblog.de/heusgen
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Keine
Synonyme
Zu: „Wie eine Religion sich
demontiert“, FR-Politik vom 24. Januar

„Religion“ und „Kirche“ sind se-
mantisch nicht dasselbe und
taugen nicht als Synonyme. De-
montiert hat sich die klerikalis-
tisch verfasste katholische Kir-
che, aber nicht die christliche
Religion. Carsten Hänche, Herborn

Erfolg für die
Demokratie
Bundestagsdebatte: „Die Impfpflicht
nimmt Gestalt an“, FR-Politik v. 26.1.

An alle Parlamentarier, Institu-
tionen und Medien! Bitte disku-
tieren Sie frei von Fraktions-
zwängen, frei von Image. Frei
von festgefassten Meinungen,
wie und was richtig ist. Keine
Verantwortung bei Experten und
Beratern abgeben. Hauen sie sich
nicht ihre Statements und Verur-
teilungen um die Ohren, bitte,
lassen Sie es sein. Nur wenn Sie
ehrlich, als freier Mensch mit
Herz und Verstand, im Forum
um eine gute Lösung ringen,
wird Akzeptanz und Beifall ge-
lingen. Heute ist die Gelegenheit,
einen Erfolg für die parlamenta-
rische Demokratie und unsere
Gesellschaft wahr werden zu las-
sen!

Mein persönlicher Wunsch
ist, dass sich ein Weg aufzeigt,
geprägt von Freiwilligkeit und
frei von zwingenden Verordnun-
gen. Markus Marnet, Unna

Diskussion: frblog.de/impfpflicht-5

Das gewandte „Fräulein vom Amt“ war geachtet
Zu: „Von Herrleins und Frauen“ und „Äußerst herabsetzend“, FR-Meinung und -Forum vom 20. Januar

Es mag sein, dass „Fräulein“ in
manchen Zusammenhängen
auch geringschätzig verwandt
wurde; wie im Leserbrief von Ilse
Winkler geltend gemacht. Das
entspräche dem Verfall sprachli-
chen Aufwertens: im Jahrhun-
dertwandel nur der Name oder
eigene Stellung – angeredet in
dritter Person -, die gewürdigte
Jungfer, das edle Fräulein, die ge-
hobene Frau, die einst höfische,
nun auch schillernde Dame, in
Presseberichten das Ausdehnen
der Frau auf die kindhafte Maid.

Jedoch waren in der Um-
gangssprache das gewandte
„Fräulein vom Amt“ und das

wendige im Gasthaus ebenso
achtungsvoll wie das tüchtige in
Sozialberufen. Frauenbewegt be-
standen bis in die Zeit des amtli-
chen Federstriches ledige Lehre-
rinnen und andere Frauenberuf-
ler auf der Anrede Fräulein, um
zu bekräftigen, dass sie in Beruf
und Leben ehelos „ihren Mann
stehen“ – Was ein geschlechtslo-
ses Sprachbild ist. Oder sich
selbst als Junggeselle bezeichne-
ten. Dem abgängigen jugendli-
chen Fräulein ist im „Alltagshan-
deln sprachlich ebenbürtig“ der
junge Mann. Dieser wird bis in
unsere Tage auf jedes Alter ange-
wandt; teils leutselig, teils herab-

lassend. Ohne Geschlechter-
kampf.

Zu nicht gegenderten Arbei-
ten gebe es an Unis keinen
Zwang: Empfehlungen sind im
Machtgefälle Aufforderungen; et-
wa wenn ein Fachbereich sich ge-
gen den Gebrauch von Bezeich-
nungen mit dem Wortstamm
„man/n“ verwahrt, wiewohl des-
sen Bedeutung „mensch“ vielfach
fortlebt. Leitfäden für Studien-
leistungen enthalten Vorgaben
zum „Gendern“. Und es gibt die
Auffassung, Lehrfreiheit sei Voll-
macht, dass „schlechter bewer-
tet“ wird. Es „schafft Sprache ge-
sellschaftliche Hierarchie“? Diese

Annahme verleitet Autoritäre –
ob Kolumnist oder Herrscher – zu
Sprachregelungen. Geben selber
die Sprachpolizei, auch, indem sie
es bestreiten. Die „gesellschaftli-
che Entwicklung und Sprache in
eins zu bringen“, unterliegt frei-
lich keinem Willensakt. Vielmehr
ergibt sich der Wortgehalt aus der
Sicht auf die Sache und ihrer Be-
wertung; daher der Bedeutungs-
wandel von Worten. – Die gesam-
te Kolumne gegen dreimal „alten
weißen Mann“ ist Krawall, der
„sexistische Ausfälle und unter-
komplexe Eskapaden in eine
Sphäre“ des „Feminismus“ veror-
tet. Ulrich J.Heinz, Marburg


